
Bundessozialgericht

u RJ 113/83 Im Namen des Volkes

Verkündet Urteil
am 12. September 1984

in dem Rechtsstreit

Bevollmächtigter:
................. ...,... ..... . ...........

g e g e n

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der U. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 12. September 198“ in Berlin

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts für das Land Nordrhein—Westfalen vom

31. Mai 1983 wird zurückgewiesen.

Die Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen Kosten

auch des Revisionsverfahrens zu erstatten.
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-2-

G r ü n d e

Die Beklagte gewährte dem 1913 geborenen Kläger mit Bescheid vom

30. November 1977 flexibles Altersruhegeld für die Zeit von

April 1977 an. Anstatt einer kürzeren nachgewiesenen Ausfallzeit

vom H. April 1932 bis zum 15. Mai 1933 legte sie der Rentenbe-

rechnung eine mit 53 Monaten ermittelte pauschale Ausfallzeit

zugrunde. Fünf Monatsbeiträge, die der Kläger gemäß & 10 des Ge—

setzes zur Regelung der Wiedergutmachung nationalsozialistischen

Unrechts in der Sozialversicherung (WGSVG) für die Zeit vom

1. Januar bis zum 31. Mai 1933 nachentrichtet hatte, wurden

gemäß Art 2 5 1“ Abs 1 Satz “ Arbeiterrentenversicherungs—Neu-

regelungsgesetz (ArVNG) bei der Ermittlung der pauschalen Aus—

fallzeit als Versicherungszeit von der Gesamtzeit abgezogen. Sie

blieben jedoch sowohl bei der Feststellung der anrechnungsfähigen

Versicherungsjahre als auch bei der Berechnung der persönlichen

Bemessungsgrundlage unberücksichtigt.

Das Sozialgericht (SG) Düsseldorf hat die Beklagte durch Urteil

vom 10. November 1982 verpflichtet, die für die Zeit vom

1. Januar bis 31. Mai 1933 nachentrichteten Beiträge als Ver—

sicherungszeit anzurechnen und ein höheres Altersruhegeld zu

zahlen. Das Landessozialgericht (LSG) für das Land Nordrhein—

Westfalen hat die Berufung der Beklagten zurückgewiesen und im

Urteil vom 31. Mai 1983 ausgeführt, die für die Zeit von Januar

bis Mai 1933 nachentrichteten Beiträge seien bei der Ermittlung
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der Anzahl der anrechnungsfähigen Versicherungsjahre neben der

pauschalen Ausfallzeit rentensteigernd zu berücksichtigen (Hin—

weis auf Bundessozialgericht -BSG—, Urteile vom 30. Juni 1981

— 5b/5 RJ 126/79 - und vom 9. September 1982 — 5b RJ 60/81 :

SozR 2200 $ 1258 Nrn 1 und 2). Zwar fielen die Beiträge in eine

nachgewiesene Ausfallzeit; die zur Anrechnung gelangte pauschale

Ausfallzeit entfalle aber nicht auf denselben Zeitraum, weil die

Versicherungslücke, die durch die Ausfallzeitpauschale teilweise

geschlossen werde, die streitigen fünf Beitragsmonate nicht um-

fasse. Zutreffend seien diese Beiträge von der Beklagten auch bei

der Ermittlung der pauschalen Ausfallzeit als Versicherungszeiten

gewertet worden.

Mit der — vom Senat zugelassenen - Revision macht die Beklagte

geltend, es sei nicht einsehbar, daß bei der Ermittlung der per—

sönlichen Bemessungsgrundlage Beiträge, die in einer nachgewie-

senen Ausfallzeit entrichtet seien, außer Ansatz blieben, wenn

die pauschale Ausfallzeit zugrunde gelegt werde (Hinweis auf BSG,

Urteil vom 18. Januar 1978 — 1 RA 1/77 : SozR 2200 $ 1255 Nr 8),

während bei den Versicherungsjahren diese Beiträge und die pau—

schale Ausfallzeit addiert werden sollten.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Landessozialgerichts abzuändern

und die Klage in vollem Umfang abzuweisen.

Der Kläger ist im Revisionsverfahren nicht vertreten.
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II

Die Revision der Beklagten ist unbegründet. Zu Recht hat das LSG

die Berufung gegen das zusprechende Urteil des SG zurückgewiesen.

Dabei bedarf allerdings der Tenor des SG-Urteils der Auslegung an

Hand der Entscheidungsgründe. Wenn danach die Beklagte verurteilt

worden ist, die für die Zeit vom 1. Januar bis zum 31. Mai 1933

nachentrichteten Beiträge als Versicherungszeiten anzurechnen

(und höheres Altersruhegeld zu zahlen), so kann diese Formulie—

rung zwar zu Mißverständnissen führen, aus den Urteilsgründen

ergibt sich aber, daß die Beiträge bei der Ermittlung der Anzahl

der anrechnungsfähigen Versicherungsjahre (@ 1258 Abs 1 Reichs-

versicherungsordnung (RVG) neben der pauschalen Ausfallzeit zu

berücksichtigen sein sollen.

Dieser Anspruch steht dem Kläger zu, wie die Vorinstanzen zu—

treffend entschieden haben.

Die Zeit, um die es hier geht, sind die Monate Januar bis Mai

1933. Für diese Zeit hat der Kläger aufgrund einer Bewilligung

der Beklagten fünf Monatsbeiträge wirksam nachentrichtet, so daß

diese als rechtzeitig entrichteten Beiträge für eine rentenver-

sicherungspflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit gelten (S 10

Abs 1 Satz 3 WGSVG). Als Beitragszeiten gehören sie zu den auf

die Wartezeit anrechenbaren Versicherungszeiten nach ä$ 12M9 bis

1251 RVG und sind gemäß 5 1258 Abs 1 RVO bei der Ermittlung der

anrechnungsfähigen Versicherungsjahre iS der $S 1253 und 1254 zu

berücksichtigen; mit den Versicherungszeiten werden die Ausfall-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


zeiten (@ 1259 BVG) und die Zurechnungszeit (S 1260 RVG) zusam—

mengerechnet, soweit sie nicht auf dieselbe Zeit entfallen. Dies

bedeutet zum einen, daß eine kalendermäßig bestimmte Zeit für die

Versioherungsjahre iS von 5 1258 Abs 1 RVO nur einmal in Ansatz

gebracht werden kann; andererseits ist aber dieser Vorschrift

auch eine Rangfolge zu entnehmen, derzufolge die versicherungs—

rechtlich "stärkere" Zeit die schwächere verdrängt (vgl Großer

Senat —GS—Beschluß vom 9. Dezember 1975 - GS 1/75 : BSGE A1,

“1, 51 : SozR 2200 5 1259 Nr 13 sowie Urteil des Senats vom

28. September 1978 - N/5 RJ 2/77 : SozR 2200 $ 1255 Nr 9 S 1“ f

jeweils mwN).

Hiernach ist die Zeit von Januar bis Mai 1933 auch bei der An-

wendung des S 1258 Abs 1 BVD als Beitragszeit anzusetzen; eine

Berücksichtigung als Ausfallzeit kann schon wegen des dargelegten

Verdrängungseffektes nicht erfolgen. Das gilt sowohl für die Be-

rücksichtigung nachgewiesener Ausfallzeiten als auch bei der Er—

mittlung der Ausfallzeitpauschale; in diesem Fall ist der Zeit—

raum ebenfalls als Versioherungszeit iS des Art 2 $ 1“ Abs 1

Satz N ArVNG anzusetzen und kann demgemäß nicht als "verbleibende

Zeit" nach Satz 5 dieser Vorschrift berücksichtigt werden. Des—

wegen hätte die Beklagte auch bei der Gegenüberstellung, ob die

nachgewiesene Ausfallzeit länger ist als die Ausfallzeitpau—

sohale, von der nachgewiesenen Ausfallzeit die in diese fallenden

fünf Beitragsmonate Januar bis Mai 1933 abziehen müssen bzw.

nicht als nachgewiesene Ausfallzeit ansetzen dürfen.

Dementsprechend hat zwar die Beklagte auch zutreffend bei der
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Ermittlung der pauschalen Ausfallzeit nach Art 2 5 14 Abs 1

Satz 4 des ArVNG die strittigen fünf Beitragsmonate als Ver-

sicherungszeit angesehen, eine Ausfallzeitpauschale von 53 Mona-

ten errechnet und diese gemäß Art 2 5 14 Abs 1 Satz 1 ArVNG für

die Zeit vor 1957 den Versicherungsjahren zugrunde gelegt, da der

Kläger keine längeren Ausfallzeiten nachgewiesen hat. Entgegen

ihrer Verfahrensweise darf sie jedoch deswegen, weil die nach-

entrichteten Beiträge in die kürzere und daher nicht zugrunde

gelegte nachgewiesene Ausfallzeit fallen, diese bei der Ermitt-

lung der Anzahl der Versicherungsjahre nicht außer Ansatz lassen.

Daß auch in einem solchen Fall die Beitragszeiten nach 5 1258

Abs 1 EVO zu berücksichtigen sind, hat im übrigen der 5. Senat

des BSG nicht nur in den erwähnten Urteilen vom 30. Juni 1981

und 9. September 1982 (SozR 2200 5 58 Nrn 1, 2) entschieden,

sondern neuerdings auch durch Urteil vom 28. März 198M - 5b RJ

30/83 - zu einem Sachverhalt, bei dem es sich ebenfalls um gemäß

5 10 WGSVG nachentrichtete Beiträge handelte.

Das Argument der Beklagten, die pauschale Ausfallzeit umfasse

eine kürzere nachgewiesene Ausfallzeit, so daß deshalb die wäh—

rend dieser entrichteten Beiträge wegen 5 1255 Abs 7 Satz 2 BVG

bei der Ermittlung der anrechnungsfähigen Versicherungsjahre un—

berücksichtigt bleiben müßten, greift nicht durch. Zwar hat der

1. Senat im Urteil vom 18. Januar 1978 — 1 RA 1/77 — (SozR 2200

5 1255 Nr 8) ausgeführt, die Anwendung des 5 1255 Abs 7 Satz 2

BVD auf freiwillige, während einer nachgewiesenen Ausfallzeit

entrichtete Beiträge scheitere nicht daran, daß der Rentenbe-

rechnung eine pauschale Ausfallzeit zugrunde gelegt werde, welche
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die kürzere Ausfallzeit "umfasse". Indessen ist bereits vom

5. Senat darauf hingewiesen worden (SozR 2200 5 1258 Nr 1), das

Urteil des 1. Senats betreffe nicht die Frage, ob die während

eines Ausfallzeittatbestandes entrichteten Beiträge neben einer

Ausfallzeit bei der Ermittlung der anreohnungsfähigen Versiche—

rungsjahre zu berücksichtigen seien, sondern die davon zu unter—

scheidende Frage der Berechnung der persönlichen Bemessungs-

grundlage; auch wenn eine Versicherungszeit bei der Ermittlung

dieser Bemessungsgrundlage ausnahmsweise außer Ansatz bleibe,

folge daraus nicht ihre Nichtberücksichtigung bei der Ermittlung

der Versicherungsjahre. Abgesehen davon aber, daß sich auch der

1. Senat auf den Sinn und Zweck des 5 1255 Abs 7 Satz 2 BVD be-

zogen hat, ist im vorgenannten Urteil des 5. Senats und mehr

noch in dem Urteil vom 28. März 198A hervorgehoben worden, daß

die pauschale Ausfallzeit ohne konkrete Festlegung auf bestimmte

Zeiträume eine Verlängerung der anrechnungsfähigen Versiche—

rungsjahre iS des S 1258 Abs 1 RVG bewirkt. Der erkennende Senat

schließt sich diesem Verständnis des Art 2 $ 1“ Abs 1 ArVNG aus

den bereits dargelegten Gründen an. Hinzu kommt folgendes: Neben

dem Sinn und Zweck der Vorschrift, eine durch Beweisschwierig—

keiten entstandene Versicherungslücke zum Teil schließen zu hel-

fen (zumal manche der 1957 eingeführten Ausfallzeittatbestände

früher unter keinem versioherungsrechtlichen Aspekt relevant

waren), spricht vor allem die Berechnungsmethode, vom Ausmaß der

vorhandenen Versicherungszeiten nach einer bestimmten Formel zur

Anrechnung einer pauschalen Ausfallzeit zu gelangen, für eine (im

zeitlichen Sinn) nicht "lokalisierbare" Ausfallzeitpauschale.

Insbesondere aber kann die Ausfallzeitpauschale stets nur ein
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Teil der "verbleibenden Zeit" 18 von Art 2 $ 1“ Abs 1 Satz 5 und

damit nicht zugleich Versicherungszeit iS von Satz N sein.

Soweit sich die Beklagte auf 5 1255 Abs 7 Satz 2 BVD beruft,

liegt ihr Vorbringen neben der Sache, weil der Kläger zur Höhe

der von der Beklagten errechneten persönlichen Bemessungsgrund—

lage weder Einwendungen erhoben noch Ansprüche geltend gemacht

hat. Deshalb ist für den vorliegenden Streitgegenstand auch ohne

Belang, daß während einer anrechenbaren Ausfallzeit entrichtete

Pflichtbeiträge jedenfalls dann bei der Ermittlung der persön—

lichen Bemessungsgrundlage zu berücksichtigen sind, wenn ihre

Anrechnung zu einer höheren Rente führt (Bundesverfassungsgericht

-BVerfG—, Beschluß vom 8. Februar 1983 — 1 BVL 28/79 : SozR 2200

5 1255 Nr 17). Festzuhalten bleibt, daß % 1255 Abs 7 Satz 2 BVD

eine eng auszulegende Berechnungsvorschrift (zur Feststellung der

persönlichen Bemessungsgrundlage) ist, die an der Funktion der

Beitragszeit - zB für den Leistungserwerb - nichts ändert (BSGE

aaO S 128). Das heißt, lediglich hinsichtlich der Zuordnung von

Werteinheiten - begrenzt auf den Anwendungsbereich des 5 1255

Abs 7 Satz 2 BVD — kann eine Beitragszeit durch eine Ausfallzeit

"verdrängt" werden.

Wenn gleichwohl den Versicherten in Fällen wie dem vorliegenden

eine gewisse Vergünstigung gegenüber anderen Personengruppen

eingeräumt sein mag, so liegt das an der vom Gesetzgeber ge—

wollten Rechtswohltat des 5 1255 Abs 7 Satz 2 BVD iVm der in $ 10
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WGSVG eingeräumten Befugnis, nachträglich Zeiten, die nachgewie-

sene Ausfallzeiten sind, mit Beiträgen zu belegen.

Die Kostenentscheidung folgt aus @ 193 Sozialgerichtsgesetz.
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